


„Deutsch“ ist an den im 
Deutschen Aktienindex 
(DAX) gelisteten Großkon-
zernen heutzutage nicht 
mehr viel, schon gar nicht 
die Eigentümer.

Von Detlef Rose

Bei den 30 größten börsenno-
tierten Unternehmen halten 
Ausländer inzwischen 51,6 
Prozent der Anteile, acht Jah-
re zuvor waren es erst ein 
Drittel. Am meisten globali-
siert sind die Deutsche Börse 
und der Pharmagigant Bayer 
mit über 80 Prozent, auch 
Branchen-Mitbewerber Merck 
bringt es auf stattliche 75 Pro-
zent in Auslandsbesitz. Dem 
Golfstaat Abu Dhabi gehören 
nach einem Großeinkauf im 
letzten Jahr 9,1 Prozent von 
Daimler, weitere 6,9 Prozent 
hält immer noch Kuwait. Ins-
gesamt ist das Flaggschiff 
des „deutschen“ Automobil-
baus zu 62 Prozent in auslän-
discher Hand. Gesunken von 
55 auf 45 Prozent ist dagegen 
der Anteil der Fremdeigentü-
mer bei der Deutschen Bank.

Als Mittel der „Risikostreu-
ung“ wird das Engagement 
multinationaler Profiteure 
von Wirtschaftsexperten be-
geistert kommentiert, die 
Ausländer erwiesen sich in 
der Not als „Rettungsanker“ 
mit stabilisierender Wirkung. 
Das Lob verbindet sich oft 
mit einem Seitenhieb: Aus-

ländisches Geld müsse umso 
willkommener sein, als sich 
deutsche Privatinvestoren im-
mer weniger für Aktien inter-
essierten. Nach Angaben des 
Deutschen Aktieninstituts gibt 
es 3,4 Millionen Aktionäre in 
der Bundesrepublik, im Jahr 
2000 seien es noch 6,2 Mil-
lionen gewesen. Daß viele 
Hobbyspekulanten gebrannte 
Kinder sind, weil sie erst mit 
Versprechungen vom mühe-
losen Reichtum geködert wur-
den, dann aber ihren „Wett-
einsatz“ teilweise oder ganz 
abschreiben mußten, fällt da-
bei gern unter den Tisch.

Bei den fremden Groß-In-
vestoren spielen neben 
Staatsfonds auch Beteili-
gungsgesellschaften und Ver-
mögensverwaltungen mit für 
Außenstehende nur schwer 
durchschaubaren Eigentü-
merstrukturen eine Rolle, 
meist mit Sitz in den USA oder 
Großbritannien. Diese seien – 
wie immer wieder betont wird 
– „langfristig“ orientiert, das 
soll den Eindruck besonderer 
Seriosität und Verläßlichkeit 
vermitteln. Tatsächlich kann 
man sich im globalen Casino 
nur auf eines verlassen: Ge-
winner sind stets jene, die die 
Spielregeln bestimmen.

Zeit wird‘s, daß Deutsche 
wieder Herr über ihre Un-
ternehmen, Finanzen, Wirt-
schaft und vor allem Politik 
werden!

Seit dem Minarett-Votum 
der Schweizer ist auch in 
Deutschland Bewegung 
spürbar. Das Schweizer 
Beispiel zeigte: der Durch-
marsch der Überfremder 
ist kein Naturgesetz, Wider-
stand ist machbar.

Denn alle Hysterie hat gezeigt: 
Die Abstimmung im Alpenstaat 
hat die Multi-Kulti-Funktionäre 
genau an der richtigen Stelle 
getroffen. Man hat sich ge-
wehrt gegen eine Landnah-
me aus dem Orient. Auch in 
Deutschland wächst der Un-
mut gegenüber den Symbolen 
einer schleichenden, aber fort-
schreitenden, Islamisierung, 
Kriminalisierung und Paralleli-
sierung. Es vergeht kaum eine 
Woche, in der nicht neue Mel-
dungen von U-Bahn-Schlägern 

mit „Migrationshintergrund“, 
Bandenkriminalität oder einem 
neuen geplanten Bau einer 
riesigen Moschee die Runde 
macht. Der Kampf gegen Mi-
narette in unserem Land ist 
deshalb auch ein Kampf gegen 
Überfremdung und gegen die 
schleichende Verdrängung der 
Deutschen aus ihren Städten 
und ihrem eigenen Land.
Auch scheint es geradezu schi-
zophren, wenn Islam-Vereine 
immer nach einer Toleranz und 
Religionsfreiheit rufen, die sie 
anderen nicht zugestehen. Es 
steht ihnen immerhin völlig frei, 
in ihren Heimatländern unge-
hindert und in mit allen bau-
lichen Finessen ausgestatteten 
Moscheen zu Allah zu beten. 
Es ist auch bezeichnend, wie 
wenig die selbsternannten De-
mokratiewächter das Votum 

des Volkes akzeptieren und 
missliebige Entscheidungen 
regelmäßig ex post anfechten 
wollen.
Die Schweizer haben es be-
gonnen und auch wir haben es 
noch in der Hand, ob Deutsch-
land im 21. Jahrhundert auch 
weiterhin das Land der Deut-
schen sein wird oder dem Is-
lam anheimfällt. Noch ist der 
Kampf nicht entschieden, noch 

lohnt sich Widerstand.
Wir haben uns fürs Kämpfen 
entschieden. Weil wir es un-
seren Kindern schuldig sind. 

Und weil schon der verloren 
hat, der glaubt, auf den Kampf 
verzichten zu können. (www.
deutsche-stimme.de)

Islamisierung überall verhindern!
Der Kampf gegen Minarette ist auch ein Kampf gegen Überfremdung

Das will Die Linke
Soziale Not oder die Angst 
davor bescheren der Par-
tei DIE LINKE beachtliche 
Wahlergebnisse. Die wirt-
schaftlich-soziale Situation 
läßt den Wähler dabei über 
so einiges bei der von ihm 
gewählten „Oppositions-
partei“ hinwegsehen. Wer 
glaubt, die Linkspartei sei 
eine Oppositionspartei, die 
es „denen da oben mal rich-
tig zeigt“ und für „soziale 
Gerechtigkeit“ sorgen wird, 
täuscht sich. Warum? Hier 
einige Gründe:

1. Die Linke steht wie kei-
ne andere Partei für Mas-
seneinwanderung und die 
Ausnutzung der Sozial-
leistungen durch Auslän-
der

„Alles für alle und zwar um-
sonst“ ist das Motto der 
Linkspartei. Sie ist wie keine 
andere Partei bereit, Frem-
de am deutschen Sozial-
staat teilhaben zu lassen, 
ihnen billige Wohnungen, 
Krankenversicherung, Ren-
te etc. zu verschaffen, ohne, 
daß diese jemals etwas da-
für eingezahlt haben, also 
völlig ohne Gegenleistung. 
Der deutsche Arbeitnehmer 
zahlt ja Beiträge! Die Lohn-
drücker-Folgen der Multikul-
tur verschweigt die Linke. 
Denn durch den massen-
haften Zuzug entsteht ein 
Überangebot an Arbeitskräf-
ten. Folge: Niedrigere Löhne 
und Arbeitslosigkeit. Lafon-
taines markige Worte gegen 
„Fremdarbeiter“ erweisen 
sich als leeres Gerede.

2. Die Linke ist mit ehema-
ligen Stasi-Spitzeln und 
DDR-Bonzen durchsetzt

Stasispitzel gaben, oftmals 
in Eigeninitiative und bereit-
willig, Auskunft über intimste 
Bereiche ihrer Mitmenschen 

und mißbrauchten hundert-
fach das Vertrauen ihrer 
Freunde, Bekannten, Kol-
legen, Patienten und Man-
daten. Sie sorgten dafür, 
daß die Bespitzelten inhaf-
tiert und deren Kinder in ein 
Heim gebracht wurden. Sie 
finden sich heute zuhauf 
in der Linken. Die Enttar-
nungen von zahlreichen 
Abgeordneten der Linken im 
Potsdamer Landtag, in dem 
die diese sogar in der Regie-
rung sitzen, zeigt die Aktua-
lität der Stasi-Debatte. Auch 
im Thüringer Landtag sitzen 
mit Frank Kuschel (IM „Fritz 
Kaiser“) und Ina Leukefeld 
(IM „Sonja“) mind. zwei Ab-
geordnete der Linken mit 
Stasivergangenheit.

3. Die Linke stimmt um der 
Macht willen für soziale 
Kürzungen und Ausver-
kauf

Seit der Wahl 2006 in Ber-
lin hat die Linke bislang die 
gesamte Kürzungspolitik 
der Regierung von Klaus 
Wowereit (SPD) mitgetra-
gen. Von „sozialen Forde-
rungen“ ist heute aus der 
rot-roten Koalition in der 
Bundeshauptstadt wenig zu 
hören. Im Gegenteil: viele 
Hundert städtische Arbeits-
plätze wurden vernichtet, 
um den „Haushalt zu sanie-
ren“. Die Angestellten der 
Stadt, teilweise verdiente 
Mitarbeiter, wurden entlas-
sen und durch 1-Euro-Kräf-
te ersetzt. Sie wurden zu 
Hartz-IV-Empfängern und 
bekamen mittelfristig ihre 
Arbeitsplätze wieder als 1-
Euro-Jobs angeboten – das 
nennt die Linke „soziale 
Gerechtigkeit“. Im Dresdner 
Stadtrat stimmte außerdem 
ein Großteil der Linksfrak-
tion für den Ausverkauf der 
städtischen Wohnungsbau-
gesellschaft an ein amerika-

nisches Kapitalunternehmen 
(von Kapitalismuskritik keine 
Spur mehr).

4. Die Linke propagiert 
einen modernen Klassen-
kampf

Die Linke hat keine wirk-
lichen Lösungen parat. So 
stellt sie angeblich die „Sys-
temfrage“, aber ihre „Re-
zepte“ laufen im Grunde im-
mer auf eine Ausweitung der 
zurzeit vom System erbrach-
ten Sozialleistungen heraus, 
dies natürlich „für alle“. Da-
für sollen die Steuern „für 
Reiche“, unter denen sie 
die (noch) Gutverdiener des 
Mittelstandes versteht. Das 
Rückgrat der Wirtschaft, der 
Mittelstand, wird von der 
Linken in einem modernen 
Klassenkampf bekämpft.

5. Die Linke ist anti-
deutsch und bekämpft Na-
tion und Nationalstaat

1988 sagte Oskar Lafon-
taine: „Ein nationalstaat-
lich vereintes, militärisch 
und wirtschaftlich starkes 
Deutschland in der Mitte Eu-
ropas… Welch ein Glück für 
uns alle, daß dieser Traum 
eine Chimäre bleiben muß“. 
Er stimmte außerdem im 
Bundesrat gegen den Eini-
gungsvertrag. Gregor Gysi 
beweinte bei Annahme des 
Einigungsvertrages durch 
die Volkskammer den „Un-
tergang der DDR“. Man kann 
über die Art der Vereinigung 
von BRD und DDR durchaus 
streiten, doch Lafontaine 
und Gysi ging es darum, die 
Einheit politisch zu verhin-
dern. Auf Demonstrationen 
der Linken fällt häufig die 
Parole: „Frankreich muß bis 
Polen reichen, Deutschland 
von der Karte streichen“. 
Und diese Volksfeinde wol-
len Sie wählen? (red)

Kopf hoch,
Deutsche!

DAX-Unternehmen:
Ausländer halten die Mehrheit

-Anzeige-

Geradezu angewidert bin ich 
von den bundesdeutschen Ver-
tretern, die Rußland, den Iran 
oder China für ihre Demokra-
tiedefizite kritisieren. Als Bürger 
dieses Landes habe ich, und 
mit mir auch alle wirklichen 
Demokraten, allen Grund, 
die hiesigen Verhältnisse an-
zuprangern. Da werden Lehrer 
suspendiert, wenn sie politisch 
inkorrekt vom Lehrplan ab-
weichen, das grundgesetzlich 
verbriefte Recht auf Demons-
trationsfreiheit wird polizeilich 
unterbunden, unliebsame Mei-
nungen gesetzlich sanktioniert, 
Karrieren und gesellschaftliche 

Reputationen von politischen 
Abweichlern zerstört und ein-
fach immer nur dieselben An-
gepaßten und weichgespülten 
Scheinoppositionellen in Talk-
shows und Interviewrunden 
gezerrt. Die Schweiz wird für 
echte Demokratie von Angi 
Merkel und anderen „Muster-
demokraten“ ermahnt und in Ir-
land wird auch mit „deutschem“ 
Druck abgestimmt, bis das Er-
gebnis stimmt. Wofür kritisieren 
wir andere? 

Hubert Lachmann 
(Leserbriefe stellen die Meinung des Verfassers 
dar und müssen nicht mit der Meinung der Re-
daktion übereinstimmen.) 

Leserbrief 
Den Finger auf 
Deutschland zeigen

Mit Stolpersteinen, ge-
betsmühlenartig wieder-
holter Buße, Indoktrina-
tion im Schulunterricht 
und einer beispiellosen 
und anhaltenden Medi-
enkampagne gegen ein 
gesundes deutsches Na-
tionalempfinden, soll uns 
Deutschen nicht nur jeder 
Stolz auf die Leistungen 
des eigenen Volkes ge-
nommen, sondern auch 
ein mangelndes Selbstbe-
wußtsein eingeimpft wer-
den. Wir brauchen uns 
jedoch keineswegs ver-
stecken. Schon gar nicht 
angesichts uns vorgehal-
tener Verbrechen, mit der 
die heutige Generation, ob 
wahr, erlogen oder über-
trieben dargestellt, rein 
gar nichts mehr zu tun ha-
ben kann. Erwidern soll-
ten wir den Schuldneuro-
tikern und Profiteuren 
deutscher Hörigkeit aber 
das, was unserem Volk an-
getan wurde. Beispielhaft 
hierfür steht das Inferno 
am 13. und 14. Februar 
1945 in Dresden. Mehr 
als 100.000 Menschen ka-
men dort durch alliierte 
Brandbomben grausam 
ums Leben. Viele Hundert 
Thüringer nahmen auch 
in diesem Jahr zum Ge-
denken in Dresden am 13. 
Februar teil, zu welchem 
sich insgesamt mehr als 
7.000 deutsche Patrioten 
versammelten. Als Reprä-
sentanten des anständi-
gen Deutschlands vertei-
digten sie dort die Würde 
einer ganzen Nation und 
haben das getan, was 
Millionen Deutsche nicht 
nur tun müßten, sondern 
auch tun würden, wenn 
sie sich damit nicht der 
Gefahr der gesellschaft-
lichen Ächtung durch Me-
dien und Funktionäre der 
Schuldkult-Parteien aus-
setzen würden. Nicht erst 
seit dem schwarz-rot-gol-
denem Fahnenmeer bei 
vergangenen Fußballer-
eignissen ist jedoch spür-
bar, daß der unterdrückte 
Nationalstolz sich seinen 
Weg durch die verordnete 
Zwangsjacke bahnt. Das 
kann und muß so weiter-
gehen. Deshalb: den Blick 
nach oben, Stolpersteine 
ignorieren und mit uns 
heimatverbundenen Deut-
schen den eigenen Opfern 
gedenken und stolz in die 
Zukunft schreiten. (pw)

DANKE
SCHWEIZ



Daß die Wirtschaftskri-
se zur Systemkrise wird, 
kann man landesweit an 
den Kommunen studieren. 
Wegen wegbrechender 
Steuereinnahmen bei unge-
bremster Ausgabenpolitik 
für nichtdeutsche Interes-
sen stecken Bund und Län-
der in der Finanzklemme. 
Den Kostendruck wälzen sie 
auf die Kommunen ab, die 
sich kaputtsparen müssen.

von MdL Jürgen Gansel

Wer wissen will, wie es um 
die Stabilität des staatlichen 
Unterbaus bestellt ist, muß in 
diesen Tagen nur eine x-be-
liebige Stadtratssitzung besu-
chen. Angesichts der Finanz-
not brennt in den Kommunen 
die Luft, die vielfach selbst 
ihren sozioökonomischen 
Pflichtaufgaben nicht mehr 
nachkommen können – von 
liebgewonnenen soziokul-
turellen Aufgaben ganz zu 
schweigen. Besonders hart 
trifft es die örtlichen Kämme-
rer, deren jahrelanges Be-
mühen um Haushaltssolidität 
innerhalb einiger Monate zu-

nichte gemacht wurde. Ihre 
Einnahmequellen sprudeln 
kaum noch: die existenznot-
wendigen Gewerbesteuern 
brechen aufgrund der globa-
len Absatzkrise ein, Arbeitslo-
sigkeit und Kurzarbeit spülen 
weniger Einkommenssteuern 
in die Kassen, die Mehrwert-
steuer-Einnahmen sinken, 
weil die Menschen kaum 
noch konsumieren, die Geld-
zuflüsse aus der Grundsteuer 
stagnieren und die Bagatell-
steuern (z.B. Hundesteuern) 
bringen sowieso nichts ein. 
Allein die Gewerbesteueraus-
fälle führten 2009 in den Thü-
ringer Gemeinden zu Minder-
einnahmen in Höhe von 130 
Mio. Euro (- 23,9 %), bundes-
weit waren es 12 Milliarden 
Euro weniger.

Während die explodierende 
Schuldenlast von Bund und 
Ländern für die Deutschen 
noch eine abstrakte Bedro-
hung ist, spüren sie die Fol-
gen der kommunalen Finanz-
katastrophe ganz konkret am 
eigenen Geldbeutel. Überall 
steigen die Gebühren für den 
öffentlichen Nahverkehr, die 

Abwasser- und Müllentsor-
gung, das Bestattungswesen, 
die Kindergärten, Kulturange-
bote und selbst für Baugeneh-
migungen und das Ausstellen 
von Pässen – manchmal stei-
gen die Gebühren sogar trotz 
städtischen Leistungsabbaus. 
Die kurzschlüssigen und kli-
entelpolitischen Steuerentla-
stungen der Bundesregierung 
führen zu krassen Sparzwän-
gen, die an die Kommunen 
als schwächste Glieder der 
staatlichen Funktionsket-
te weitergegeben werden. 
Bund und Länder bürden den 
Kommunen außerdem immer 
mehr Aufgaben der sozialen 
Daseinsfürsorge auf, ohne 
dafür einen finanziellen Aus-
gleich zu zahlen. 

Anstatt sich dem Schutz von 
Identität, Souveränität und 
Solidarität der Deutschen zu 
verschreiben, betreibt das an-
tideutsche Politikerkartell eine 
planvolle Interessenpolitik für 
Ausländer, das Ausland und 
das Großkapital. Heute ist 
das frühere Wirtschaftswun-
derland zwar finanziell abge-
brannt, aber die Scheckbuch-

Politik der Herrschenden geht 
weiter. Selbst Adam Ries 
könnte heute kaum zusam-
menzählen, wie viele Steuer-
milliarden Jahr für Jahr dem 
deutschen Volk durch Steu-
ererhöhungen und Sozialraub 
entzogen und für fremde In-
teressen zweckentfremdet 
werden. Man denke an die 
Abermilliarden Euro für ma-
rode Banken und Finanzga-
noven. Das ist der Problem-
hintergrund, vor dem sich das 
Finanzdrama der Kommunen 
abspielt: Bund und Länder 
pfeifen aus den letzten Lö-
chern, und trotzdem gibt es 
Steuersenkungen für inlän-
dische Klientelgruppen und 
Geldgeschenke für Ausländer 
und das Ausland. „Finanziert“ 
wird diese Ausgabenpolitik 
unter anderem durch die Ko-
stenabwälzung auf Städte 
und Gemeinden. Städte, de-
ren Industrie einseitig expor-
torientiert ist und die deshalb 
unter der Weltmarktschwäche 
ächzen, beklagen immense 
Mindereinnahmen. Manche 
Kommunen büßen bis zu 60 
Prozent ihrer Gewerbesteuer-
einnahmen ein. Dafür nur die 

wetterwendische Konjunktur 
verantwortlich zu machen, 
heißt, die tiefere ökonomische 
Ursache der Gewerbesteuer-
ausfälle zu ignorieren. Groß-

unternehmen nutzen zur 
Profitmaximierung systema-
tisch die länderspezifischen 
Subventions-, Lohn- und vor 
allem Steuerunterschiede 
aus und produzieren dort, wo 
es am billigsten ist und zah-
len ihre Steuern, wo sie am 
niedrigsten sind. Die Folgen 
dieses politisch gewollten 
Steuer-Dumpings bekommen 
viele Kommunen unmittelbar 
zu spüren. Die Krise des Sy-
stems beginnt also in seinem 
kommunalen Unterbau. 

In Thüringen spüren wir das 
allerorten. Die NPD muß hier, 
im Kommunalparlament ver-
treten oder nicht, weiterhin 
nationale Graswurzelarbeit 
betreiben. Ihr politisches Kon-
zept allein, das die Ursachen 
der Wirtschafts- und damit 
der kommunalen Finanzkrise 
sowie die Politik zu Lasten 
der schwächsten Glieder des 
föderalen Systems beseitigt, 
wird die kommunalen Finanz-
nöte überwinden helfen. Die 
in den Kommunen verant-
wortlichen Politiker sind oh-
nehin in den allermeisten Fäl-
len selbst Mitglied in Parteien 
wie SPD, CDU oder FDP, 
welche die beschriebenen 
Mißstände zu verantworten-
haben. Allein deshalb, aber 
auch weil „vergessen“ wird, 
über die eigenen Parteien 
Druck auszuüben, bleibt der 
kommunale Katzenjammer 
unglaubwürdig. Folgerichtig 
wäre ein Austritt aus der eige-
nen Partei, die schließlich die 
Heimatkommunen der Betrof-
fenen zerstören.  

„Die Systemkrise beginnt 
im kommunalen Unterbau“
In den Städten und Gemeinden brechen 

finanzpolitisch alle Dämme

Desaströse Kommunalfinanzen
Wie die SPD den Niedergang als gut verkauft

Die Thüringer SPD hat Ihren 
Mitgliedern kürzlich einen 
Brief unter dem Titel „100 gute 
Tage für Thüringen“ geschickt. 
Über zwei Seiten wird den Ge-
nossen mitgeteilt, was Mat-
schie, Taubert und Co. doch 
schon alles in der schwarz-
roten Koalition für Thüringen 
geleistet hätten. „Die SPD ist 
der Motor der Entwicklung 
im Land. Die ersten Erfolge 
sind da“, heißt es dort unter 
anderem. Daß ausgerechnet 
Matschies Bildungsministe-
rium einen folgenschweren 
Rechenfehler verursacht hat, 
der die Gemeinden, Städte 
und Landkreise künftig 92 Mil-
lionen Euro kostet, scheint für 
die SPD nicht erwähnenswert 
zu sein – die Kommunen sind 
mal wieder die Gelackmei-
erten. Entschuldigung oder 
Ausgleich? Fehlanzeige! Was 
verminderte Einnahmen in 
den Gemeinden und Städten, 
aber auch Landkreisen, be-
deuten, wird schnell sichtbar 
werden. Die freiwilligen Leis-
tungen, die eine Region erst 
attraktiv machen und zeigen, 
wieviel man der Politik wert 
ist, bleiben noch mehr als bis-

her auf der Strecke, Gebühren 
werden steigen, Infrastruktur 
abgebaut oder ausgelagert, 
Schulen geschlossen. Schon 
jetzt fangen Kommunen und 
Landkreise an, sich an den 
finanziellen Ruin anzupas-
sen. Das Elend wird nur noch 
verwaltet, dafür reicht gerade 
so das Geld. Der Sozialstaat 
geht in die Knie, die Wohlfahrt 
gleich mit.

Im Koalitionsvertrag der Lan-
desregierung findet sich un-
ter der Überschrift Finanzen 
der Passus: „Einsparpoten-
ziale im Landeshaushalt zur 
Konsolidierung müssen ge-
nutzt werden.“ Offensichtlich 
haben die schwarzen und 
roten Finanzjongleure solche 
Einsparpotenziale im Kom-
munalen Finanzausgleich 
entdeckt – Rechenfehler hin 
oder her. Statt Nachhilfe in 
Buchführung und dem klei-
nen Einmaleins zu nehmen, 
verkündet die SPD auf ihrer 
Internetseite stolz: „Im Ge-
gensatz zur schwarz-gelben 
Bundesregierung, die mit 
Steuergeschenken ihre Klien-
tel und Lobbyinteressen be-
dient, hat Thüringen wichtige 
Zukunftsprojekte auf den Weg 

gebracht. […] Mit dem Lan-
desprogramm für Demo-

kratie, Weltoffenheit 
und Toleranz – gegen 
Rechtsextremismus 
setzt Thüringen ein 
klares und lange 
überfälliges Signal.“ 
Hauptsache, dafür 

ist noch genug Geld 
da… (tk)

Historiker M.A., geboren 
1974 in Opladen, ledig, 
1999 Abschluß des Stu-
diums der Mittleren und 
Neueren Geschichte sowie 
Politikwissenschaft. 1989 
bis 1993 Mitgliedschaft in 
Junger Union und CDU, 
1994 Mitgliedschaft im 
Bund Freier Bürger (BFB), 
1995-1997 Funktionär der 
Jungen Landsmannschaft 
Ostpreußen (JLO), 1998 
Eintritt in die NPD. Frühere 
Ämter: Landesschulungslei-
ter der NPD Hessen, stell-
vertretender Landesvorsit-
zender der NPD Hessen, 
2001-2004 hauptberuflicher 
Redakteur der Parteizeitung 
»Deutsche Stimme«, seit 
2002 Mitglied im NPD-Par-
teivorstand. Jürgen W. Gan-
sel ist seit 2004 Abgeordne-
ter der NPD im Sächsischen 
Landtag und dort Mitglied 
im Ausschuß für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr und im 
Ausschuß für Wissenschaft, 
Hochschule und Kultur.

Der Bund der Vertriebenen, 
welcher als parteiloser Ver-
band die Interessen der 
während und nach dem 2. 
Weltkrieg vertriebenen 15 Mil-
lionen Deutschen aus Schle-
sien, Ost- und Westpreußen, 
Pommern und dem Sudeten-
land und deren Nachkommen 
vertreten soll, befindet sich 
immer mehr in der Defensive. 
Während Kurt Schumacher 
noch am 4. März 1951 auf 
einer Großkundgebung der 
SPD in West-Berlin sagte: 
„Ich erkläre, die deutsche 
Sozialdemokratie hat 1945 
als erste Partei Deutschlands 
und der Welt erklärt: Die 
Oder-Neiße-Grenze ist unan-
nehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche 
Regierung und keine deut-
sche Partei kann bestehen, 
die die Oder-Neiße-Grenze 
anerkennen will.“ und Konrad 

Adenauer (CDU) am 20.Okto-
ber 1953 vor dem deutschen 
Bundestag verkündete: „Das 
deutsche Volk wird niemals 
die Oder-Neiße-Linie als 
Grenze anerkennen!“, sehen 
die heutigen Standpunkte der 
etablierten Politik gänzlich an-
ders aus.
Nun wird lediglich noch eine 
würdige Gedenkstätte für die 
Vertriebenen gefordert, doch 
selbst diese stößt auf stärk-
ste Widerstände. Während 
der bundesdeutsche Außen-
minister Guido Westerwelle 
sich für polnische Interessen 
stark macht und die BdV-Vor-
sitzende in ihrem Vorhaben 
bekämpft, einigt man sich in 
Berlin, daß die Vertreterin der 
deutschen Vertriebenen nicht 
in den Stiftungsrat des Ver-
triebenenzentrums berufen 
werden soll. Diese verzichtet 
nunmehr kleinlaut auf ihren 

Sitz und erhält als Kompro-
miß zu den bisher drei von 
dreizehn Sitzen, die 
den Vertretern 
des BdV zu-
s t a n d e n , 
nun sechs 
Sitze. Da es 
aber nicht 
gewünscht 
ist, daß 
die Vertrie-
benen mit ei-
ner derart groß- en An-
zahl von Stimmen vertreten 
sind, soll nun die Anzahl der 
Sitze auf 21 erhöht werden.
Wer nun glaubt, daß hier nun 
ein würdiges Zentrum für deut-
sche Vertriebene entsteht, der 
wird sich irren. Denn es soll 
allen möglichen in Europa und 
der Welt vertriebenen Volks-
gruppen gedacht werden, um 
„die deutschen Vertriebenen 
nicht hervorzuheben“.

U n d 
so haben 

wir 65 Jahre nach 
Kriegsende würdige Gedenk-
stätten für sämtliche Opfer-
gruppen des 2. Weltkrieges, 
nur nicht für die deutschen. 
Indessen versinkt der BdV 
ganz in der politischen Be-
deutungslosigkeit und die 
CDU geht derweilen weiterhin 
auf Stimmenfang bei den Ver-
triebenen und wartet auf die 
biologische Lösung der Ver-
triebenenproblematik.

Hans Kraft

Die Bilanz der neuen Landesre-
gierung fällt erwartungsgemäß 
ernüchternd aus. Wer spürbare 
oder wenigstens gutmeinende 
Maßnahmen gegen die wei-
terhin zunehmenden sozialen 
Verwerfungen, die Ausbeutung 
der arbeitenden Bevölkerung 
und die Massenabwande-
rung erwartet hat, wurde jäh 
enttäuscht. Die altbekannte 
Reformkosmetik muß erneut 
herhalten, um dem Volk weis-
zumachen, man bemühe sich 
tatsächlich, die Folgen einer 

Politik zum Wohl von Banken 
und Konzernen, Parteien und 
Lobbyisten zu lindern. Die Ent-
haltung bei den Wahlen, aber 
auch die konstant hohe Ab- und 
Auswanderung als ausdrucks-
volle Abstimmung mit den Fü-
ßen, sind die Quittungen für die 
volksfeindliche Politik der eta-
blierten Parteien. Parteien, die 
mit Recht den Ruf als Block-
parteien erhalten haben, weil 
sie sich in elementaren Fragen, 
wie dem Globalisierungswahn, 
Souveränitätsabbau, der Iden-

titätsvernichtung und Begren-
zung von Freiheitsrechten der 
Deutschen, völlig einig sind. 
Resignation und Flucht vor der 
herrschenden Politik sind aber 
nicht die passende Antwort auf 
das Treiben derer, die sich den 
Staat zur Beute gemacht ha-
ben, sondern die Inanspruch-
nahme der noch grundgesetz-
lich verbrieften Rechte eines 
jeden Deutschen: das Recht 
auf Widerstand, das Recht 
auf Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit! Deshalb kommen 

auch Sie am 1. Mai 2010 nach 
Erfurt. (red)

 Treffpunkt:
► 11:30 Uhr, Willy-

Brandt-Platz

 Infos:
► www.demo-erfurt.de
► Tel: 0151 / 172 78 279

Wir bleiben hier und 
packen an – Arbeit 
statt Abwanderung!

Der Vertriebenenverrat
Der Fall Erika Steinbach zeigt: Bundesregierung vertritt lieber Polen

1. Mai 2010: Arbeit statt Abwanderung
Thüringer Patrioten demonstrieren in Erfurt
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Die vergessenen Opfer - Zum 65. Jahrestag der Bombardierung Gothas

In der Nacht zum 11. Mai 
1940 wurden das erste Mal 
im 2. Weltkrieg frontferne 
Städte durch Bomber atta-
ckiert und damit das leidvolle 
Kapitel der Städtebombarde-
ments eingeleitet. Die Städte 
hießen u.a. Mönchenglad-
bach, Dortmund und Essen. 
Die Bomber gehörten zur 

Royal Air Force. Zu diesem 
Zeitpunkt ahnte mit Sicherheit 
noch kein Gothaer, welche 
tödliche Fracht die  angloa-
merikanischen Terrorbomber 
auch für sie und ihre schöne 
Stadt vier Jahre später auf 
Lager hatten. Doch am 24. 
Februar 1944 bekamen auch 
die Gothaer erstmals eine 

Vorstellung davon, was alli-
ierter Bombenterror bedeu-
tete. Über 400 abgeworfene 
Bomben sorgten an diesem 
Tag dafür, daß mindestens 
107 Menschen getötet wur-
den. 
Die große Masse der alliierten 
Luftangriffe galt eben nicht 
Fabriken, Werks- und Lager-
hallen, Schienen, Flugplät-
zen und Kasernen, sondern 
Wohngebieten und Innen-
städten. Als sog. Gelegen-
heitsziel, so die offizielle Be-
zeichnung in amerikanischen 
Militärunterlagen, wurde z.B. 
im Februar 1945 Waltershau-
sen, ohne militärische Not-
wendigkeit angegriffen – das 
Ergebnis: 18 Tote und 70 
Verletzte.

Der größte Angriff auf Gotha 
erfolgte am 6. Februar 1945 

und legte hauptsächlich große 
Teile des Süd- und Bahnhofs-
viertels in Schutt und Asche. 
Nicht das Viadukt, als militä-
risch wichtiger Teil der Ost-
West-Bahnverbindung wurde 
attackiert, sondern wiederum 
hauptsächlich zivile Ziele. 
270 Menschen verloren hier-
bei ihr Leben, hierunter 132 
Frauen und 48 Kinder. In den 
letzten zwei Kriegsmonaten, 
als in Gotha kaum noch in-
dustrielle Rüstungsprodukti-
on zu erwarten war, konzen-
trierte man sich dann ganz 
auf die Innenstadt. 
Insgesamt fielen in Gotha 
dem angloamerikanischen 
Bombenterror 549 Menschen 
zum Opfer, darunter 231 
Frauen, 79 Kinder und 80 
Ausländer. Neben den zahl-
losen schutz- und wehrlosen 
Opfern unter der Zivilbevöl-

kerung sind auch die zer-
störten Gebäude und kultur-
historischen Bauwerke nicht 
zu vergessen, wie die teil-
zerstörte Margarethenkirche, 
die Feuerversicherungsbank 
oder das komplett zerstörte 
Gothaer Landestheater.

In Erinnerung gerufen wer-
den sollen hier die 549 Opfer 
in Gotha, stellvertretend für 
etwa 500 000 deutsche Luft-
kriegsopfer in fünf Jahren, 
davon etwa 20 Prozent un-
schuldige Kinder. Gedenken 
wir zum 65. Jahrestag des 
Kriegsendes den Opfern die-
ser Zeit. Vergessen wir nur 
dieses Mal unsere eigenen, 
die deutschen Opfer nicht. 
Tun wir nicht so, als gäbe es 
sie gar nicht. Lassen wir ih-
nen ein würdiges Gedenken 
zu Teil werden. (hdj)

Lecker ...

Auch in der Kreisstadt 
Gotha gibt es ein gutes 
Dutzend von vorderasia-
tischen Imbiss- und Wär-
mestuben, im Volksmund 
auch Döner-Buden ge-
nannt. Teilweise mit einem 
Angebot von  über 200 
Speisevariationen, die in 
Kleinstküchen „zuberei-
tet“ werden. Der neueste 
Bericht zur Lebensmittel-
sicherheit des Bundes-
amtes für Verbraucher-
schutz spricht wiedermal 
für sich. Getestet wurden 
Döner-Buden auf ihre hy-
gienischen  Verhältnisse. 
Bei einem Drittel der ge-
testeten Döner-Buden in 
Deutschland wurden Hy-
gienemängel festgestellt.
Desweiteren entspricht 
jeder zweite  Geflügel-Dö-
ner nicht den vorgeschrie-
benen Herstellungs-Richt-
linien. (hdj)

Achtung Lebensgefahr!
Akute Unfallgefahr besteht in Gotha derzeit an mehreren Haltestellen der Thü-
ringer Wald- und Straßenbahn. Eine der Haltestellen, die nur unter Lebensge-
fahr als solche benutzt werden kann, ist die Haltestelle „Orangerie“ in Richtung 
Huttenstraße. Das Aussteigen und Verlassen der Bahn ist hier teilweise nur unter 
Lebensgefahr möglich. Fahrgäste stehen nach Verlassen der Bahn direkt auf 
der Straße und sind auf das vernünftige Handeln der Autofahrer angewiesen. 
Gerade hierbei fällt es z.B. Kindern besonders schwer, evtl. Gefahren durch 

herannahende Fahrzeuge zu erkennen und sichere Entschei-
dungen zu treffen. Kein Signal oder Zebrastreifen zwingt 

hier die Kraftfahrer zum Halten. 

Laut Auskunft der Gothaer Straßenverkehrsbe-
hörde, ist diese äußerst unsichere und gefähr-
liche Situation an dieser Haltestelle als „Problem“ 
sehr wohl bekannt. Fahrgastberichten zufolge 
fuhr die Bahn an dieser Haltestelle schon mehr-
fach durch, obwohl Fahrgäste, in diesen Fällen 
Kinder, aussteigen wollten. Ein sicherlich erst 
auf den zweiten Blick erkennbares, vorbildliches 
Verhalten des Straßenbahnfahrers, welches Leib 
und Leben der Fahrgäste schützte.

Auch die Haltestelle „Gartenstraße“, welche erst 
auf Wunsch der Stadt Gotha geschaffen wur-
de, befindet sich in einer sehr prekären Sicher-
heitssituation. Im Gespräch mit dem Rennsteig-
bote berichten Straßenbahnfahrer von häufigen 
Beinahe-Unfällen mit Fußgängern durch abbie-
gende Kraftfahrzeuge aus der Lutherstraße.

Man kann nur im Interesse sowohl der Fahrgä-
ste als auch der Straßenbahnfahrer hoffen, daß 
es an diesen Haltestellen auch in Zukunft nicht 
zu folgenschweren Unfällen kommt. Und es wird 
höchste Zeit, daß die Verantwortlichen der Stadt 
Gotha endlich einmal auf diese gravierenden und 
schon seit langem bekannten Sicherheitsmängel 
reagieren. Es genügt eben nicht, daß solche Pro-
bleme nur verwaltet werden. (hdj)

Info – Gutschein 

(   )   Ich möchte Eure Zeitung ab sofort immer kostenlos erhalten.
(   )   Ich erkläre mich bereit, diese Zeitung mit ___ Euro einmalig / monatlich zu  
         unterstützen.
(   )   Ich möchte kostenlos __ Exemplare dieser Ausgabe zusätzlich bestellen.
(   )   Ich möchte an einem kommunalpolitischen Gesprächskreis teilnehmen.
(   )   Ich möchte zukünftig ___ Exemplare dieser Zeitung in meinem Ort/Viertel verteilen
(   )   Ich möchte Euch politisch unterstützen und bitte um Kontakt. 

Name, Vorname: ________________________________________________ 
 
Straße, Hausnummer: ____________________________________________________ 
 
PLZ, Ort: ______________________________________________________________ 
 
Telefon, E-mail: _________________________________________________________
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Leider können wir aufgrund begrenzter finanzieller 
Möglichkeiten nicht immer und überall im Landkreis 
Gotha den „Rennsteig Boten“ verteilen. Abonnieren Sie 
daher jetzt die Zeitung und gehen Sie sicher, daß Sie in 
Zukunft immer pünktlich den „Rennsteig Boten“ mit der 
Post erhalten. 

Jetzt
abonnieren!

Gegendarstellung

Im Rennsteigboten Nr. 3/2009 wird auf Seite 4 im 

Beitrag „Entscheidung über Leben und Tod“ wahr-

heitswidrig behauptet, dass die Neuordnung des 

Rettungsdienstes eine Parteiinteressen geschuldete 

Entscheidung gewesen sei und die Verlegung der 

Gothaer Rettungswache dazu führte, dass die Region 

Neudietendorf nicht mehr innerhalb der gesetzlichen 

Frist erreicht werden könne.

Hierzu stelle ich fest:

1. Die Vergabe des Rettungsdienstes erfolgte im Rah-

men einer öffentlichen Ausschreibung, die notwendig 

war, weil die früheren Verträge ausgelaufen sind. Wie 

bei diesen nachprüfbaren Verfahren üblich, wurden 

für die einzelnen Rettungswachenbezirke die jeweils 

wirtschaftlichsten Anbieter ausgewählt. Politische In-

teressen spielen bei diesen standardisierten Vergabe-

verfahren keine Rolle.

2. Die Gemeinden Neudietendorf, Apfelstädt und In-

gersleben werden bereits seit 2005 und damit zwei 

Jahre vor der Neuvergabe des Rettungsdienstes vom 

Ilm-Kreis aus versorgt, da selbst von der ehemaligen 

Gothaer Rettungswache in der Oststraße diese Orte 

nicht innerhalb der Hilfsfristen zu erreichen waren.

3. Ebenso falsch ist, dass dem Landrat hinsichtlich 

der Verbesserung der Situation die Hände gebun-

den seien. Richtig ist, dass ich aktiv mit dem Ilm-Kreis 

nach Lösungen gesucht und eine Verbesserung ein-

gefordert habe. Daraufhin hat der Ilm-Kreis zum 1. Juli 

2009 die Vorhaltezeiten der Einsatzfahrzeuge deutlich 

erhöht.

Konrad Gießmann

Landrat des Landkreises Gotha

Anmerkung der Redaktion: 

Wir sind nach dem Pressegesetz dazu verpflichtet, 

eine Gegendarstellung abzudrucken, unabhängig 

davon, ob sie der Wahrheit entspricht oder nicht. DIe 

Redaktion bleibt bei ihrer Darstellung.

Schul-
schließungen
- Nein Danke!

In diesem Jahr ist es 
wiedermal soweit - die 
Schulnetzplanung des 
Landkreises Gotha soll 
für die Gymnasien fort-
geschrieben werden. 
Hierbei wird höchstwahr-
scheinlich  wieder die 
Existenz einiger Schulen 
auf dem Spiel stehen, wie 
vor einigen Jahren, als 
die Gymnasien in Ohr-
druf und Neudietendorf 
zur Diskussion standen. 
Bereits im Vorfeld gibt es 
zudem Diskussionen um 
den Weiterbestand der 
Grundschule Goldbach, 
die möglicherweise nach 
Warza verlegt werden soll. 
Und auch die Leinatal-
schule in Catterfeld sieht 
sich aufgrund der Schul-
netzplanung in ihrem Be-
stand gefährdet. Alles in 
allem kommen unsichere 
Wochen und Monate auf 
die Schüler, Eltern und 
Lehrer in den betroffenen 
Regionen zu. 
Die NPD im Kreistag 
macht deshalb schon 
jetzt deutlich, daß sie kei-
ner Schulschließung, egal 
wo, zustimmen wird! (sr)

Das zerstörte Landestheater im April 1945


